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Ueber den gewerberechtlichen Charakter des Betriebes der 
Schlaf- und Reſtaurationswagen auf Eiſenbahnen. 
Von Dr. Franz Müller, Miniſterial⸗Secretär im k. k. Handelsminiſterium. 


Im Rechtsleben kommt es ebenſo häufig wie im Alltagsleben 
vor, daß man plötzlich bei einer wohl oft bemerkten, aber nicht näher 
unterſuchten Erſcheinung innehalten muß, um ſie nach der einen oder 
nach der anderen Beziehung hin erſt zu ergründen. 

Zu dieſen Erſcheinungen iſt in gewerberechtlicher Beziehung wohl 
der Betrieb der Schlaf- und Reſtaurationswagen auf den Eiſenbahnen 
zu zählen, der männiglich bekannt und benützt, ſeltſamerweiſe die ge⸗ 
werbsbehördliche Praxis bisher jo wenig beſchäftigt hat und deſſen 
gewerberechtliche Charakteriſirung ganz und gar nicht feſtſteht. 

Schon der Umſtand, daß der in Rede ſtehende Betrieb als 
etwas ſecundäres in dem Betriebe einer anderen Unternehmung (des 
Eiſenbahnbetriebes) in die Erſcheinung tritt, mag Grund genug ſein, 
den Sachverhalt zu verquicken und ſeine Erfaſſung zu trüben, zumal 
die bei der Entſcheidung in erſter Linie heranzuziehenden Normen des 
Kundmachungs⸗Patentes zur Gewerbeordazung ihrer Entſtehung nach 
in eine Zeit zurückreichen, der ähnliche Einrichtungen auf den Eiſen⸗ 
bahnen noch fremd waren. 1 

Es darf nicht Wunder nehmen, daß die Austragung der hier 
aufgeworfenen Frage die Prüfung bunter Anſichtsvarianten zu über⸗ 
winden haben wird. 

m Ohne irgend ein die Unterſuchung vorbeſtimmendes Poſtulat auf- 
ſellen zu wollen, wird doch zunächſt ein kritiſcher Ausgangspunkt für 
unſere Erörterung auf dem Boden des poſitiven Gewerberechtes zu 
ſuchen ſein. 

Auf den erſten Blick wären es nun die Vorſchriften der Ge⸗ 
werbeordnung über das conceſſionirte Gaſt⸗ und Schankgewerbe, unter 
welche die unterſuchten Betriebe zu ſubſumiren wären, da dieſe Be- 
triebe die Beherbergung von Fremden und die Verabreichung von 
Speiſen, ſowie den Ausſchank von geiſtigen Getränken zum Gegen⸗ 
ſtande haben, ſomit äußerlich die Kennzeichen der gedachten conceſſio⸗ 


nirten Gewerbe aufweiſen. Die Abweichung gegenüber dem normalen 
Typus der Gaft- und Schankgewerbsbetriebe läge bei dieſer ober⸗ 
flächlichen Betrachtung lediglich in der Beweglichkeit der ſonſt an einen 
feften Standort gebundenen Betriebsſtätte. 8 

Bei näherer Prüfung wird aber ungeachtet des Umſtandes, daß 
hier gegen Entgelt und mit der Abſicht auf Gewinn gehandelt wird, 
nicht überſehen werden dürfen, daß neben dem Betriebsgegenſtande 
auch das Betriebsſubject und ſeine rechtliche Qualification in den 
Calcul zu ziehen ſein wird. Dieſes Moment wird aber gleich von 
Haus aus eine Unterſcheidung nothwendig machen, die für den Gang 
und das Ergebniß der zu pflegenden Unterſuchung als von maß— 
gebender Bedeutung bezeichnet werden kann. 0 

Das Betriebsſubject wird nun entweder die Eiſenbahnunter⸗ 
nehmung ſelbſt, oder aber ein von dieſer verſchiedener Unternehmer ſein. 

Im erſteren Falle wird ſich ſofort die Frage aufdrängen, ob 
und inwieweit der Eiſenbahnunternehmung in Anſehung der in Rede 
ſtehenden Betriebe die Vorſchrift des Artikels V lit. J) des Kund⸗ 


machungs-Patentes zur Gewerbeordnung, wonach auf die Eiſenbahn— 


und Dampfſchiffahrts-Unternehmungen die Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung keine Anwendung zu finden haben, zu ſtatten kommt. 

Es gibt Viele, die ohne nähere Unterſuchung und ohne weitere 
Begründung dieſe Frage bedingungslos bejahen und ſich ſo mit allen 
anderen Conſequenzen leichten Kaufs abfinden. Dieſen Standpunkt 
nimmt vielfach auch die Praxis ein. a 

Unſeres Erachtens iſt bei Löſung dieſer Frage, um leichter zum 
Ziele zu gelangen, vor Allem zwiſchen dem Betriebe der Schlafwagen 
und jenem der Reſtaurationswagen ſtrenge zu unterſcheiden. 

Die Einrichtung der Schlafwagen iſt mit Rückſicht auf die ver⸗ 
feinerten Anſprüche der Reiſenden wohl nur als eine bequemere Aus⸗ 
ſtattung des Wagens anzuſehen und kann der Umſtand, daß für die 
Benützung des Schlafwagens noch ein beſonderes Entgelt zu ent⸗ 
richten iſt, an der Beurtheilung dieſes Betriebsmittels um ſo weniger 
etwas alteriren, als ja auch in den übrigen Fahrclaſſen nach Maß— 
gabe der den Reiſenden gebotenen größeren Bequemlichkeit ein höheres 
Entgelt verlangt wird. Der Schlafwagenbetrieb iſt alſo unter allen 
Umſtänden, einerlei, ob derſelbe von der Eiſenbahnunternehmung, oder 
von einem dritten Unternehmer ausgeübt wird, nach dem Stande der 
heutigen Verkehrsentwicklung als zu dem Eiſenbahnbetriebe gehörig zu 
behandeln und es wäre eine zu den abſurdeſten Conſequenzen führende 
Verkehrtheit, wenn man in dieſem Betriebe die nach Maßgabe der 
Gewerbeordnung conceſſionspflichtige Fremdenbeherbergung erblicken 
würde. Wollte man Letzteres thun, könnte ohne viele Schwierigkeiten 
das Merkmal der Fremdenbeherbergung auch im Betriebe der übrigen 
Perſonenwagen behauptet werden, wo dem Reiſenden die Möglichkeit 
geboten ift, ſich eine Schlafſtätte zu errichten. Der Umſtand, ob der 
Fahrgaſt ſeine Reiſe in den Waggons nach Zulaß der vorhandenen 
Ausſtattung ſtehend, ſitzend, oder mehr oder weniger bequem liegend 
bewerkſtelligen kann, wird auf die gewerberechtliche Charakteriſirung 
des Betriebes eben ſo wenig einen Einfluß üben, wie der Umſtand, 


ob der Schlafwagen der Eiſenbahnunternehmung ſelbſt, oder aber einer 
Waggonleihanſtalt gehört. 

Nach dem Dargeſtellten kann, wie ſchon erwähnt, der Schlaf— 
wagenbetrieb, als dem Eiſenbahnbetriebe immanent, weiterhin außer 
Discuffion bleiben und liegt auch keine Nöthigung vor, auf die noch 
ventilirbaren weiteren Momente, wie z. B. das Moment, daß die Be— 
nützung des Schlafwagens ausſchließlich auf die Fahrgäſte der Eifen- 
bahnunternehmung beſchränkt iſt, des Näheren einzugehen. 

Nicht ſo einfach und einwandfrei liegt die Sache bei dem Be⸗ 
triebe der Reſtaurationswaggons. 

Hier hat der für den äußeren Betrieb des conceſſionirten Schank— 
gewerbes charakteriſtiſche Ausſchank geiſtiger Getränke und die Speifen- 
verabreichung Vielen genügt, um ebenſo bedingungslos, wie dies die 
Vertreter der oben erwähnten conträren Anſicht thun, den Beſtand 
eines Schankgewerbes zu behaupten. Das Bild wandelt aber ſofort, 
wenn wir die Eiſenbahnunternehmung als die Unternehmerin des 
Reſtaurationswagenbetriebes in den Kreis unſerer Betrachtungen ein— 
ſchalten. 

Bedenkt man, daß die Geſetze nicht bloß ihrem Buchſtaben nach, 
ſondern ihrem Geiſte nach zu handhaben ſind, und bedenkt man die 
ratio legis, welche für die Einführung der Kategorie der conceffio- 
nirten Gewerbe überhaupt und ſpeciell für die Einreihung des Gaſt⸗ 
und Schankgewerbes unter die conceſſionirten Gewerbe beſtimmend 
war, fo wird uns kaum entgehen, daß hier alle die öffentlichen, fo= 
wie namentlich die localpolizeilichen Momente, die bei der normalen 
Gaſt⸗ und Schankgewerbeconceſſion actuell find, zur Gänze fehlen. Es 
kann ſomit wohl behauptet werden, daß hier die Interpretation, durch 
die äußere Betriebsform verleitet, eine kühne Kunſtprobe wagen müßte, 
um uns über eine eklatante Lücke in unſerer Geſetzgebung hinüber— 
zubringen. Es werden unter allen Umſtänden mindeſtens ſtarke Zweifel 
darüber übrig bleiben, ob die von der Eiſenbahnunternehmung auf 
ihre eigene Rechnung ausgeübte Waggonreſtauration bei dem heutigen 
mangelhaften Stande der Gewerbegeſetzgebung als eine ſelbſtſtändige 
conceſſionspflichtige Unternehmung behandelt werden dürfe, oder ob 
nicht auch in dieſem Falle aus dem Geſichtspunkte der entwickelten 
Verkehrsbedürfniſſe der erörterte Betrieb als ein Aggregat des Fahr— 
betriebes der Eiſenbahnunternehmung von der Anwendbarkeit der Ge— 
werbeordnung auszunehmen ſei. 

Schwieriger geſtaltet ſich die Sache dann, wenn der Reſtaurations⸗ 
wagen nicht auf Rechnung der Eiſenbahnunternehmung, ſondern einer 
dritten Perſon, z. B. einer Waggonleihanſtalt, oder einer Perſon, die 
ſich lediglich mit dem Betriebe der Wagenreſtauration auf eigene 
Rechnung beſchäftigt, ausgeht. 

In dieſem Falle fehlt in ſubjectiver Hinſicht ſcheinbar der Zu— 
ſammenhang mit der Eiſenbahnunternehmung und ſohin der Titel für 
die Eximirung des Betriebes von der Gewerbeordnung; hier hat die 
Interpretation in der That ein leichteres Spiel, wenn ſie den be— 
ſprochenen Betrieb unter die Schankgewerbe-Conceſſionen zwängen will. 

Nun kommen aber auch in dieſem Falle alle die ſchon oben be— 
tonten Umſtände, daß für die Conceſſionspflichtigerklärung des Waggon⸗ 
reſtaurationsbetriebes die ratio legis fehlt, in Betracht und iſt weiters 
zu erwähnen, daß bezüglich der Verleihungsbehörde, bezüglich des Ver⸗ 
leihungsverfahrens, bezüglich der Beauſſichtigung durch die Gewerbs— 
behörde und die Gewerbe-Inſpectoren, bezüglich der gewerbegenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Fragen die hier nicht applikablen allgemeinen Normen über 
das Schankgewerbe durch im Interpretationswege erſt zu combinirende 
Grundſätze erſetzt werden müßten, was wohl kaum der Annahme des 
Beſtandes von Schankconceſſionen bei Reſtaurationswaggons das Wort 
zu reden geeignet erſcheint. 

Ueberdies würden ſich vielfache Complicationen aus internatio- 
nalen Rückſichten bei ſolchen Waggons ergeben, die mehrere Staatz- 
gebiete durchfahren. 

An der Hand der von uns bisher gewonnenen Ergebniſſe wird 
als Schlußreſultat Nachſtehendes conſtatirt werden können: 

Die geltende Gewerbegeſetzgebung weiſt keine Normen auf, die 
als vollkommen verläßliche Handhabe für die Subſumirung des Reſtau⸗ 
rationswagenbetriebes unter die conceſſionirten Schankgewerbe heran⸗ 
gezogen werden könnte. 

Dringende Gebote der Verkehrspolizei, ſowie die Verkehrs⸗ 
bedürfniſſe eines mit ſeinen Anſprüchen auf höherer Stufe ſtehenden 
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Reiſepublicums erheiſchen die Behandlung des mehrerwähnten Be— 
triebes im engſten Zuſammenhange mit der eigentlichen Eiſenbahn— 
unternehmung, die durch Einflußnahme dem Fahrbetriebe und der Be— 
triebspolizei fernſtehender behördlicher Organe thunlichſt wenig zu be— 
ſchränken iſt. 

Es iſt ſohin die pro kuturo wohl erwünſchte ausdrückliche 
Regelung dieſer Angelegenheit nicht auf dem Gebiete des Gewerbe— 
rechtes, ſondern auf dem Gebiete des Eiſenbahnrechtes zu bewerkſtelligen, 
weil für die Gewerbepolizei kein hinreichendes Intereſſe zu einem Eine 
greifen vorliegt, während es den berufenen Eiſenbahnorganen im 
eigenen, ſowie im Intereſſe eines geordneten Betriebes wird über— 
laſſen bleiben müſſen, alle zur Regelung und Sicherung des Reſtau— 
rationswagenbetriebes dienenden Vorſchriften, Regulative ꝛc. zu er- 
laſſen, beziehungsweiſe zu prüfen und die Einhaltung von derlei 
Geboten durch die zur Ausübung der Betriebspolizei beſtellten Eifen- 
bahnorgane zu überwachen. 

Der Vollſtändigkeit halber wird zum Schluſſe nur noch bemerkt, 
daß weder die ſteuerrechtliche, noch die kranken- und eventuelle unfall— 
verſicherungsrechtliche (8 2 des A. U.-V. G.) Behandlung die Sub— 
ſumirung dieſer Betriebe, beziehungsweiſe der in dieſen Betrieben An— 
geſtellten unter die Gewerbeordnung zur Vorausſetzung haben, und 
daß all' das Geſagte auch auf die gewerberechtliche Beurtheilung der 
Schiffsreſtaurationen angewendet werden kann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Frage, ob das mit dem Finanz⸗Miniſterial⸗ 

Erlaſſe vom 6. November 1874, 3. 29.258, angeordnete Ver: 

fahren für die Behandlung von Briefen, in welchen zollpflichtige 

Gegenſtände vermuthet werden, eine Verletzung des Geſetzes zum 
Schutze des Briefgeheimniſſes begreife. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. Jänner 1899 ge= 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
24. September 1898, 3. 325/R.-G., des Karl Knauer, Ingenieurs 
der Kaiſer Ferdinand-Nordbahn in Brünn, durch Dr. Krumpholz, 
wider die Entſcheidung des k. k. Finanzminiſteriums vom 4. Auguſt 
1898, 3. 41.626, puncto Briefgeheimniß, zu Recht erkannt: 

Durch die Entſcheidungen der k. k. Finanz-Landes-Direktion in 
Brünn vom 28. Mai 1898, 3. 21.424, und des k. k. Finanz⸗ 
Miniſteriums vom 4. Auguſt 1898, Z. 41.626, hat eine Verletzung 
des durch den Artikel 10 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, und das Geſetz vom 6. April 1870, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42, gewährleiſteten politiſchen Rechtes auf Wahrung 
des Briefgeheimniſſes nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Der Kläger führt an: Seit Beginn des Jahres 1898 
ſind eine größere Anzahl von unter Siegel gehaltenen Briefen unter 
ſeiner Adreſſe beim Poſtamte Brünn eingelangt, die ihm nicht zuge— 
ſtellt wurden. Es wurde ihm vielmehr eine Anweiſung zugeſtellt, laut 
welcher die betreffenden Briefe beim k. k. Hauptzollamte Brünn von 
ihm in Empfang zu nehmen wären. Als er die Briefe dort in Em⸗ 
pfang nehmen wollte, verweigerte man ihm die Ausfolgung. Er hat 
nun eine Eingabe an das k. k. Hauptpoſtamt gerichtet, worüber er die 
Erledigung der k. k. Poſt⸗ und Telegrafen⸗Direction für Mähren und 
Schleſien doo. 26. März 1898, Z. 16.755, erhielt, laut welcher der 
Vorgang des k. k. Poſtamtes Brünn für correct erklärt und der Be⸗ 
ſchwerdeführer an das k. k. Hauptzollamt Brünn gewieſen wurde. 
Hierauf erſuchte er bei dem k. k. Hauptzollamte neuerlich um die 
Ausfolgung der Briefſendungen und wurde neuerlich abgewieſen. Ueber 
dieſes Vorgehen des Hauptzollamtes Brünn überreichte er die Be- 
ſchwerde de praes. 25. April 1898, an die Finanz⸗Bezirks⸗Direction 
Brünn, welcher jedoch laut Entſcheidung ddo. 2. Mai 1898, Z. 9886, 
nicht ſtattgegeben wurde. Der hiegegen ergriffene Recurs wurde mit 
Entſcheidung der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction in Brünn vom 28. Mai 
1898, 3. 21.424, ebenfalls abgewieſen. Dem Miniſterialrecurſe wurde 
laut Intimat vom 8. September 1898, 3. 20.583, keine Folge 
gegeben. ; 

Der Recurrent erhebt nunmehr Beſchwerde bei dem Reichs⸗ 
gerichte auf Grund des Artikel 10 des Geſetzes über die allgemeinen 


Staatsbürgerrechte und des Geſetzes vom 6. April 1870, R.⸗G.-Bl. 
Nr. 42. Die Behörden berufen fi) zunächſt auf den Finanz-Minifterial- 
Erlaß vom 6. November 1874, Z. 29.258, aber, wie er behauptet, 
unrichtiger Weiſe. Erſtens kann dieſer Erlaß dem Geſetze nicht dero— 
giren, zweitens geht er nicht ſoweit, als die Praxis der Behörden. 
Der Erlaß verfügt, daß, wenn geſchloſſene Brieſſendungen aus dem 
Auslande durch die Poſt in das Inland kommen und mit Grund zu 
vermuthen iſt, daß ſie zollpflichtige Gegenſtände enthalten, dieſelben 
dem nächſten Zollamte abzugeben find und die Partei hievon zu ver- 
ſtändigen ſei, damit ſie ſich wegen Erhebung der Sendung an das 
Zollamt wende. Das Zollamt hat die Partei zur Eröffnung der Sen— 
dung zu veranlaſſen. Alle weiteren Verfügungen jenes Erlaſſes gehen 
von der Vorausſetzung aus, daß die Partei dieſer „commiſſionellen 
Eröffnung“ der Briefſendung zuſtimmt; für den Fall, als die Partei 
die Zuſtimmung verweigert, trifft die Verordnung keine Verfügung. 
Eine Verpflichtung der Partei, ihre Briefe an einem beſtimmten Orte, 
vor beſtimmten Perſonen zu eröffnen, beſtehe außer den im Geſetze 
vorgeſchriebenen Fällen (Strafproceß, Concurs) nicht; es kann alſo 
der Staatsbürger mit Recht die von ihm nach jenem Erlaſſe begehrte 
Zuſtimmung zur commiffionellen Eröffnung ſeiner Briefe verweigern. 
Da dieſe Eröffnung vor einem Amte erfolgen ſoll, iſt fie eine „ämt— 
liche Eröffnung“ im Sinne des Geſetzes zum Schutze des Briefgeheim— 
niſſes und eine ſolche kann nach $ 2 leg. cit. nur unter gewiſſen 
Vorausſetzungen gefordert, beziehungsweiſe erzwungen werden. Keine 
dieſer Vorausſetzungen liegt aber im jetzigen Falle vor. Für den Fall, 
daß die Partei die Eröffnung verweigert, hat jener Erlaß die Beſchlag— 
nahme nicht vorgeſchrieben und konnte es auf Grund der Geſetze auch 
nicht thun. Die Finanzbehörden haben ſich weiters auf die Zoll- und 
Staats⸗Monopolordnung vom Jahre 1835 berufen. Es iſt nun 
zweifellos, daß dieſe Monopolordnung, ſoferne ſie mit den Geſetzen, 
die den Schutz des Briefgeheimniſſes betreffen, im Widerſpruch wäre, 
durch letztere aufgehoben worden ſein müßte; abgeſehen davon, ver— 
mögen die citirten Paragraphen derſelben jenen Vorgang ebenfalls 
nicht zu begründen, da ſich die § 167, 168 lediglich auf Gegen— 
ſtände beziehen, welche vom Adreſſaten unerhoben geblieben ſind oder 
bezüglich welcher der Empfänger keine Anzeige erſtattet, daß er ſie 
anzunehmen bereit ſei, und $ 117 nur von der Verpflichtung des 
Waarenempfängers ſpricht, die „Päcke und Behältniſſe“, in welchen 
ſich zollpflichtige Gegenſtände befinden, zur Unterſuchung vorzubereiten. 
Auf Briefe beziehen ſich dieſe Beſtimmungen aber nicht und können 
auf dieſelben auch nicht ausgedehnt werden, weil derartige Sendungen 
unter dem beſonderen Schutze der das Briefgeheimniß betreffenden ſpeciellen 
geſetzlichen Verfügungen ſtehen. Es wäre zweifellos das Recht des Staats- 
bürgers auf Schutz des Briefgeheimniſſes illuſoriſch gemacht, wenn 
die bloße Vermuthung irgend eines Poſtbeamten genügen würde, eine 
ämtliche Eröffnung von Briefen und ſogar die ämtliche Beſchlagnahme 
zu veranlaſſen, Eingriffe in das Briefgeheimniß, welche ſonſt nur 
unter ſtrenger Beobachtung genau vorgeſchriebener geſetzlicher Cautelen 
ſtatthaft find. Keine Adminiſtrativbehörde hat das Recht, Cenſur zu 
üben oder präventivpolizeiliche Maßregeln einzuleiten. Es wird ſonach 
die Bitte geſtellt, das k. k. Reichsgericht möge erkennen, durch die 
angefochtene Entſcheidung des k. k. Finanzminiſteriums habe eine Ber- 
letzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechtes auf Schutz 
des Briefgeheimniſſes ſtattgefunden. 

In der Gegenſchrift wird zunächſt der Sachverhalt im Weſent— 
lichen übereinſtimmend mit der Beſchwerde dargeſtellt und ſonach fol— 
gende Erörterung beigefügt: Es kommt im angegebenen Falle darauf 
au, ob das Vorgehen des Hauptzollamtes Brünn ſich als eine amt⸗ 
liche Beſchlagnahme, beziehungsweiſe die Forderung einer commiffio- 
nellen Eröffnung fich als eine amtliche Eröffnung im Sinne des Ge— 
jedes darſtelle. Daß von einer „amtlichen Beſchlagnahme“ nicht die 
Rede ſein kann, geht ſchon aus dem Thatbeſtande hervor. Denn das 
Hauptzollamt hat die fraglichen Briefe im uneröffneten Zuſtande von 
der Poſtanſtalt übernommen, dem Adreſſaten die Möglichkeit zur Ueber⸗ 
nahme dieſer Briefe bei Einhaltung der aus Gründen der Gefälls⸗ 
ſicherheit im adminiſtrativen Wege vorgeſchriebenen Bedingungen ge- 
boten, ſohin die Briefe ſtets uneröffnet aufbewahrt und ſchließlich an 
das Poſtamt zur weiteren Verfugung zurückgeſtellt. Da ſomit das 
Hauptzollamt keinerlei amtliche Verfügung traf, welche eine Aneignung 
der Briefe zur Folge gehabt hätte, dieſes Amt vielmehr nur als 
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Zuſtellungsorgan hätte fungiren ſollen, ſo entbehrt dieſer Vorgang 
aller Kriterien einer „amtlichen Beſchlagnahme“. Was das zweite 
Argument der Beſchwerde angelangt, muß vor Allem hervorgehoben 
werden, daß die Aufforderung zu einer commiſſionellen Eröffnung 
einer amtlichen Eröffnung nicht gleichkommt, da eine Eröffnung ja über- 
haupt nicht ſtattgefunden hat; aber auch die Eröffnung, zu welcher 
der Beſchwerdeführer amtlich aufgefordert wurde, käme, falls ſie ſtatt⸗ 
gefunden hätte, einer amtlichen Eröffnung nicht gleich, da gemäß 8 2 
der citirten Miniſterial⸗Verordnung dieſelbe in der Weiſe vorzunehmen 
ift, daß der Adreſſat die Briefe ſelbſt eröffnet und ſohin der Inhalt 
der Sendung der für das Zollverfahren vorgeſchriebenen Unterſuchung 
unterzogen wird, wobei aber die in der Sendung enthaltenen Briefe 
und Schriften ſofort dem Adreſſaten ungeleſen zu erfolgen ſind. Nach⸗ 
dem dem Herrn Beſchwerdeführer dieſer Vorgang, welcher das politiſche 
Recht des Briefgeheimniſſes vollſtändig wahrt, bekannt gegeben wurde, 
und da derſelbe trotzdem die Eröffnung der Briefe in dieſer Weiſe 
verweigerte, ſo fanden jene Vorſchriften Anwendung, welche über die 
Nichtannahme zollpflichtiger Gegenſtände, beziehungsweiſe über die 
Rücksendung nicht angenommener derartiger Briefe beſtehen. Denn 
wenn auch die mehrfach erwähnte Miniſterialverordnung für dieſen 
Fall keine Beſtimmungen enthält, ſo erſcheint es doch ſelbſtverſtänd— 
lich, daß die Verweigerung der Eröffnung vor den zollämtlichen Or— 
ganen der ausdrücklichen Nichtannahme-Erklärung gleichkommt und die 
gleichen Conſequenzen für den Adreſſaten nach ſich ziehe. Es wird 
ſonach unter Berufung auf das reichsgerichtliche Erkenntniß vom 
9. Juli 1883, 3. 84, beantragt, die Beſchwerde abzuweiſen. 

Das k. k. Reichsgericht vermag die Beſchwerde nicht als begründet 
zu erkennen: 

Nach § 10 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, darf das Briefgeheimniß nicht verletzt und die 
Beſchlagnahme von Briefen außer dem Falle einer geſetzlichen Ver— 
haftung oder Hausdurchſuchung nur in Kriegsfällen oder auf Grund 
eines richterlichen Befehles vorgenommen werden. 

Laut des zum Schutze des Brief- und Schriftengeheimniſſes er— 
laſſenen Geſetzes vom 6. April 1870, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 42, wird das 
Geheimniß der Briefe und anderer unter Siegel gehaltenen Schriften 
ſchon durch widerrechtliche Eröffnung oder Unterſchlagung derſelben 
verletzt. 

Reiner dieſer beiden Fälle hat fich jedoch hinſichtlich der an den 
Beſchwerdeführer eingelangten Briefe ereignet. Daß eine Eröffnung 
dieſer Briefe ſtattgefunden habe, iſt von dem Beſchwerdeführer ſelbſt 
nicht behauptet worden. Ebenſowenig hat eine Unterſchlagung derſelben 
ſtattgefunden, da von einer ſolchen nur dann die Rede ſein könnte, 
wenn die Briefe, ohne dem Adreſſaten von dem Einlangen derſelben 
Kenntniß zu geben, einfach bei Seite geſchafft worden wären. Der 
Beſchwerdeführer wurde aber von dem Einlangen der an ihn gerich— 
teten Briefe verſtändigt und zur Behebung derſelben eingeladen. 

Eine Beſchlagnahme der Briefe hat ebenfalls nicht ſtattgefunden; 
denn die Poſtanſtalt hat gleich nach Einlangen derſelben den Adreſſaten 
hievon verſtändigt und zu deren Behebung eingeladen und als er ſich 
dem vorgeſchriebenen Einhändigungsmodus nicht fügen wollte, die Briefe 
an das Aufgabeamt zurückgeleitet. 

Die Frage, ob im vorliegenden Falle jene Bedingungen vor— 
handen waren, welche der obcitirte Miniſterialerlaß vorausſetzt, damit 
das dort vorgezeichnete Verfahren ſtattfinden kann, betrifft eine reine 
Verwaltungsangele genheit, in deren Unterſuchung das Reichsgericht 
einzugehen nicht berufen iſt. 

Aus dieſen Erwägungen kann der Beſchwerde keine Folge gegeben 
werden. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 10. Jänner 1899, 3. 10.) 
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Compendium der Oeſterreichiſchen Sanitäts⸗Geſetze und Ver⸗ 
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In der Verwaltung gewinnt immer mehr die Auffaſſung Raum, daß die 
vornehmſten Ziele derſelben auf eine wohlwollende Fürſorge des ſtaatlichen Ge⸗ 


meinweſens für die Bedürfniſſe der Geſammtheit gerichtet fein müſſen. Eine 
Domäne der hiemit gekennzeichneten Wohlfahrtsaufgabe des Staates liegt in der 
Sanitätsverwaltung. Dieſes Gebiet, auf welchem ſich die Intereſſen der Staats⸗ 
und Gemeindeverwaltung ſowie des einzelnen Individuums innig berühren, iſt 
einerſeits den abträglichen Einflüſſen politiſcher und nationaler Strömungen noch 
einigermaßen entrückt, anderſeits durch das Oberaufſichtsrecht des Staates von den 
Feſſeln einer unzureichenden Selbſtverwaltung weniger beengt, als andere Ver⸗ 
waltungszweige. Das ſtaatsärztliche Votum legt den politiſchen Behörden eine 
gewiſſe Verantwortung auf, welche andere Rückſichten in den Hintergrund drängt 
und zuweilen Erfolge erzielen läßt, welche auf anderen Gebieten nicht zu er⸗ 
reichen ſind. 

Um ihren hohen Aufgaben zu genügen, muß die Sanitäts⸗Verwaltung des 
Staates mit den Forſchungsergebniſſen der Wiſſenſchaft möglichſt fortſchreiten. 
Dieſes Beſtreben hat im Laufe der letzten Decennien, wie in anderen Staaten ſo 
auch in Oeſterreich, eine kaum zu überblickende Fälle von Geſetzen, Verordnungen 
und Normalien zu Tage gefördert, von welcher die verſchiedenen älteren und 
neueren Sammlungen ſowie die dicken Bände der ſeit 10 Jahren beſtehenden 
Zeitſchrift „Das Oeſterreichiſche Sanitätsweſen“ ein beredtes Zeugniß ablegen. 
Das neueſte und vollkommenſte Werk, welches wir auf dieſem Gebiete beſitzen, iſt 
das Handbuch Daimer's; die übrigen Zuſammenſtellungen ſind theils ſchon ver⸗ 
altet, haben eine mehr provinzielle Bedeutung und erſtrecken ſich nur theilweiſe 
auch auf Judicate. Alle dieſe Sammlungen enthalten den vollen Geſetzes- und 
Verordnungstext — ein überſichtliches Nachſchlagebuch hat aber bisher gefehlt und 
iſt es daher freudig zu begrüßen, daß ein gründlich gebildeter Fachmann dieſem 
Bedürfniſſe abgeholfen hat. 

Mit Recht nennt Kutſchera ſein Nachſchlagebuch ein Compendium, denn 
dasſelbe umfaßt alle Gebiete des öffentlichen Rechtes im weiteſten Sinne (ein⸗ 
ſchließlich des Strafrechtes), welche unmittelbar und mittelbar, materiell und 
formell mit der Sanitäts- und Wohlfahrtspflege des öſterreichiſchen Staates in 
einem ſelbſt auch nur entfernten Zuſammenhang ſtehen, — wir ſagten mittelbar 
und formell, weil das Buch auch auf verwaltungsrechtliche Gebiete juriſtiſcher 
Natur (z. B. Gemeinde-, Gewerbe-, Bauweſen, Verpflegskoſtenangelegenheiten, 
Heimatrecht, Waſſerrecht) übergreift und auch die officielle Löſung rein ſormaler 
Fragen (wie über Behörden⸗Competenz, Legitimation zur Recursſührung ꝛc.) ent: 
hält. Dasſelbe erſtreckt ſich innerhalb des oberwähnten großen Gebietes auf alle 
Reichsgeſetze und Miniſterial⸗Verordnungen, auf ſämmtliche Landesgeſetze und 
Verordnungen für Steiermark, auf die im „Oeſterreichiſchen Sanitätsweſen“ mit⸗ 
getheilten Geſetze und Provinzialvorſchriften der anderen Kronländer, endlich auf 
principielle Special⸗Entſcheidungen der Miniſterien und alle wichtigen in Sanitäts⸗ 
angelegenheiten erfloſſenen Judicate des Oberſten und des Verwaltungs-Gerichts⸗ 
hofes; auch wichtigere Verordnungen und Kundmachungen von Schulbehörden und 
autonomen Körperſchaften (Landesausſchüſſen und Stadtgemeinden) finden wir 
citiert. Das Werk ſtellt ſich ſomit als ein General-Index für alle Geſetze, Ver— 
ordnungen, Normalien und Judicate auf dem Gebiete des öſterreichiſchen Sanitäts— 
weſens dar und bildet hiedurch eine äußerſt werthvolle Ergänzung zu dem 
Daimer'ſchen Werke und zu der von Daimer redigirten Zeitſchrift. 

Die alphabetiſche Anlage des Buches iſt eine überaus zweckmäßige und 
überfichtfiche, Der Gegenſtand, beziehungsweiſe Inhalt der einzelnen Geſetze, Ver— 
ordnungen und Judicate iſt unter Haupt: und Nebenſchlagworten nach dem Bes 
darfe mehr oder minder ausführlich angegeben. 
Gegenſtands⸗ oder Inhaltsangabe find die Nummern der betreffenden Reichs- und 
Landesgeſetzblätter, beziehungsweiſe Datum und Zahl der Verordnungen und 
Entſcheidungen, ſowie die Quellen citirt, unter welchen der volle Wortlaut zu 
finden iſt. Unter dieſen letzteren ſind insbeſondere das „öſterreichiſche Sanitäts⸗ 
weſen“, die Sammlungen Daimer's, Lautner's, Obentraut's und Macher's, 
die Nummern der Budwinski'ſchen Sammlung und die Amtlichen Nachrichten des 
Miniſteriums des Innern über Kranken- und Unfallsverſicherung angeführt. Bei 
dieſer Quellenangabe vermiſſen wir nur die Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Ber: 
waltung, in deren Jahrgängen der Verfaſſer gewiß noch manche principiell wichtige 
Miniſterialentſcheidung und insbeſondere Erkenntniſſe des Reichsgerichtes gefunden 
hätte, welche der Erwähnung werth geweſen wären. Die Vielfältigkeit in der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Letternſatzes und der Mangel an typographiſcher Sparſamkeit mit 
dem Raume erleichtern weſentlich die Ueberſichtlichkeit, welche außerdem noch durch 
ein alphabetiſch⸗ſyſtematiſch angelegtes Sachregiſter (Seite 239 — 292) erhöht wird. 
Alle jene Geſetze, Verordnungen ꝛc., welche ſich nicht auf ſämmtliche in Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder und nicht ſpeciell auf Steiermark beziehen, 
ſind durch einen kleineren Druck gekennzeichnet, und wäre hier nur eine größere 
Vollſtändigkeit hinſichtlich der Inhaltsangabe wünſchenswerth geweſen. 

Nach dem Vorausgeſchickten bedarf es keines weiteren Nachweiſes über den 
praktiſchen Werth dieſes Nachſchlagebuches für alle ſtaatlichen und autonomen 
Adminiſtrativ⸗Behörden, für die Mitglieder des ſtaatlichen und kommunalen Sani⸗ 
täts⸗Perſonales, Apotheker, Krankenanſtalten, Krankencaſſen ꝛc. und nicht in letzter 
Linie für die praktiſchen Aerzte. Die letzteren, welche im Drange ihrer Berufs⸗ 
pflichten nicht immer Zeit und Gelegenheit finden, ſich über Sanitätsvorſchriften 
zu informiren, werden in dem Buche auf kürzeſtem und billigſtem Wege Auf⸗ 
ſchlüſſe über die Beſtim mungen, betreffend die Ausübung der ärztlichen Praxis, 
über die Anzeigepflichten bei Infectionskrankheiten, den Verkehr in Krankenanſtalten, 
über die Grundſätze des Kranken- und Unfallsverſicherungsweſens u. ſ. w. erhalten. 


Dr. Mayrhofer-Grünbühel. 


Perſonalien. 
Se. Majeftät haben die Bezirkshauptmänner Karl Ritter Dobrowsky 
v. Donnerſchild und Joſef Kasprzykiewicz zu Landesregierungsräthen in 
Troppau ernannt. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


In margine rechts neben der 
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Se. Majeſtät haben den Salzamts⸗Verwaltern Joſef Klieba und Stanislaus 
Woycikiewicz den Titel und Charakter eines Salzoberamts⸗Verwalters verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Hofconcipiſten 1. Cl. Aladär Szegedy⸗Maszak 
de Bet und Eduard Freiherrn von Paümann zu Hofiecretären im Oberfthof: 
meiſteramte ernannt. a 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungs⸗Director und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
Departements der Statthalterei in Prag Joſef Gregor anläßlich der Uebernahme 
in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone 3. Cl. verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungs⸗Director und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
Departements der Statthalterei in Wien Laurenz Negeskleba anläßlich der 
Uebernahme in den Ruheſtand den Orden der eiſernen Krone 3. Cl. verliehen. 

Den mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Ober: 
Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Prag Adolf Ehrendorfer wurde an⸗ 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekannt 
gegeben. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Statthaltereiſecretäre 
Franz Kubin und Anton Kruchina Freiherrn von Schwamberg, ſowie den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Franz Hiebel zum Bezirks: 
hauptmanne und die Bezirkscommiſſäre Camillo Lendecke und Karl Doftrasit 
zu Statthaltereifecretären in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bauadjuncten der 
galiziſchen Statthalterei Adam Ciechanowski, die Bauadjuncten der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei Franz Geilhofer und Ernſt Dittrich, ſowie den 
Architekten Eduard Zotter zu Ingenieuren im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat im Stande der Krakauer 
Polizeidirection die Polizeiconcipiſten Joſef Broszkiewiez und Michael 
Wolaniecki zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Franz Heintz, Franz 
Mayer J und Joſef Karpisek, dann den Hauptſteueramts-Controlor Johann 
Kornherr zu Hauptſteuereinnehmern, den Steuereinnehmer Anton Wihlidal 
und die Steueramts⸗Controlore Engelbert Furtner, Chriſtian Holzinger 
und Joſef Spiegel zu Hauptſteueramts⸗Controloren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs-Obergeometer 1. Claſſe 
Johann Wenclu zum Evidenzhaltungs-Inſpector in der VIII. Rangsclaſſe 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Secretär der Hundels- und Gewerbekammer 
in Bozen kaiſ. Rath Dr. Arnulph Fuchs zum Miniſterial⸗Secretär im Handels⸗ 
miniſterium ernannt. 

Der Handels miniſter hat die Rechnungs⸗Revidenten Arthur Fell, Franz 
Kailich, Karl Hottowy, Alois Baumgartner und Max Grienſeyß zu 
Rechnungsräthen des handelsſtatiſtiſchen Dienſtes und des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Rechnungsrevidenten Karl Häußler, Auguſt 
Fetzmann, Rudolf Dinkler, Franz Belazzi, Joſef Haſſl, Eduard Wallen— 
böck und Karl Willner zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Franz Ach ver, Stefan 
Hornung, Adam Maſchauer, Ludwig Porſch, Florian Monſer und Eduard 
Ritter v. Hermann in Wien zu Ober-Poſtcontroloren ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterial-Concipiſten Alfred Grafen Waldeck 
und Ludwig Lamprecht zu Miniſterial⸗Viceſecretären ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrath der Forſt- und Domänen: 
direction in Salzburg Vincenz Teply und den Rechnungsrath der Forſt-⸗ und 
Domänendirection in Wien Joſef Nentwich zu Oberrechnungsräthen ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten Julian Sieczynski 
zum Rechnungsrathe bei der Forſt- und Domänendirection in Lemberg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Hilfsämterdirector Georg Mayer zum 
Hilfsämter⸗Oberdirector, den Hilfsämterdirections-Adjuncten Guſtav Voß zum, 
Hilfsämterdirector und den Kanzliſten Gottlieb Rysäͤänek zum Kanzlei⸗Official 
im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat im Stande der Rechnungsbeamten der Forſt⸗ 
und Domänendirectionen die Nechnungsrevidenten Johann Pirjavec und Fer⸗ 
dinand Stumbauer zu Rechnungsräthen; die Rechnungsofficiale Ladislaus 
Foryſt, Johann Delchin, Eduard Roſanz, Moriz Freiherrn Kuhn v. 
Kuhnenfeld und Hubert Redl zu Rechnungsrevidenten; die Rechnungs⸗ 
aſſiſtenten Ladislaus Gabkowski, Alexander Buſic, Franz Adametz, 
Edmund Makan und Blaſius Potencki zu Rechnungsofficialen, und die Rech⸗ 
nungspraktikanten Victor Hubert, Rudolf Red! und Nikolaus Melnyk zu 
Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 


Erledigungen. 


1 Ober ingenieurſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, 1 Ingenieur⸗ 
ſtelle in der IX. Rangsclaſſe, 1 Bauadjunetenftelle in der X. Rangsclaſſe, 
eventuell 1proviſoriſche Ingenieurſtelle, 2 proviſoriſche Adjuncten⸗ 
ſtellen mit den Bezügen der betreffenden Rangsclaſſen und 3 adjutirte Bau⸗ 
praktikantenſtellen im mähriſchen Staatsbaudienſt bis 30. April 1899. 
(Amtsblatt Nr. 79.) 5 

1 Baurathsſtelle in der VII. Rangsclaſſe, dann Oberingenieur- 
Ingenieur- und Bauadjun ctenſtellen in der VIII., IX. und X. Rangs⸗ 
claſſe im Staatsbaudienſte Niederöſterreichs bis 13. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 76.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 15 und 16 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


